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Die Pendlerpauschale steht immer wieder in der Kritik. So wird argumentiert, sie sei eine unberechtigte Subvention. Ferner

begünstige sie Gutverdiener, die trotz hoher Spritpreise keinen Grund hätten, sparsame Autos zu fahren, z. B. SUV-Fahrer.

Um dies zu unterstreichen, finden sich hierfür auch Rechenbeispiele, die die gewählte Argumentationslinie unterstützen sol-

len. Dabei wird übersehen, ob diese Rechenbeispiele überhaupt etwas mit dem tatsächlichen Geschehen zu tun haben?

Einen anderen Weg geht die Fraktion DIE LINKE. Sie hinterfragt mit einer kleinen Anfrage (Drs. 20/1114) den Nutzen der

Pendlerpauschale. Dabei geht sie systematisch vor und fragt zunächst nach der Gesamtzahl der Steuerfälle mit Werbungs-

kosten für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte und wie hoch die dabei angegebene einfache Entfernung war.

Ferner hinterfragt sie, inwiefern Steuerausfälle auf Mobilitätsmittel zurückzuführen sind. Auch die Frage nach der durch-

schnittlichen Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, differenziert nach Einkommensgruppen, findet sich in ihrem

Fragenkatalog. Natürlich darf auch die Frage nach der Anzahl der Steuerpflichtigen, die in den letzten fünf Jahren wegen

der Pendlerpauschale Werbungskosten geltend gemacht haben und in den entsprechenden Jahren den Spitzenzsteuersatz

(42 Prozent) bzw. den Höchststeuersatz (45 Prozent) gezahlt haben, nicht fehlen. Gespannt darf abgewartet werden, ob der

Bundesregierung Antworten auf die Fragen vorliegen. Wir werden berichten.

Entscheidungen
BFH: Übertragung des Kinderfreibetrags

bei in nichtehelicher Lebensgemeinschaft

lebenden Elternteilen

1. Bei einer funktionierenden nichtehelichen Le-

bensgemeinschaft kann im Hinblick auf die

Übertragung des Kinderfreibetrags nach § 32

Abs. 6 Satz 6 EStG grundsätzlich davon ausge-

gangen werden, dass die tatsächliche Verteilung

der Unterhaltsleistungen zwischen den Elterntei-

len für im Haushalt lebende minderjährige Kin-

der (in Form von Natural-, Bar- und Betreuungs-

unterhalt) dem Willen des allein sorgeberechtig-

ten Elternteils oder der gemeinsam sorgeberech-

tigten Elternteile entspricht.

2. Leben nicht miteinander verheiratete Eltern zu-

sammenmit einemgemeinsamenminderjährigen

Kind in einem gemeinsamen Haushalt, kann nicht

allein deshalb, weil ein betreuender Elternteil kei-

nenodernureinengeringenBeitrag zum(gemein-

samen)Haushaltseinkommenleistet,davonausge-

gangenwerden, dass dieser Elternteil i. S. des § 32

Abs. 6 Satz 6 Alternative 1 EStG seiner Unterhalts-

pflichtnicht imWesentlichennachkommt.

3. Eine fehlende Unterhaltspflicht mangels Leis-

tungsfähigkeit i. S. des § 32Abs. 6 Satz 6Alternati-

ve 2 EStG kann nicht allein daraus abgeleitet wer-

den, dass ein Elternteil ein im gemeinsamenHaus-

halt lebendes minderjähriges Kind überwiegend

betreut und keine oder nur geringe Beiträge zum

(gemeinsamen)Haushaltseinkommenleistet.

BFH, Urteil vom 15.12.2021 – III R 24/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-788-1

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Unterbrechung der Zahlungsverjäh-

rung durch eine BZSt-Online-Anfrage

1. Die für eine Verjährungsunterbrechung nach

§ 231 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 AO erforderliche Au-

ßenwirkung liegt auch dann vor, wenn die Fi-

nanzbehörde durch eine BZSt-Online-Anfrage

direkt auf die IdNr.-Datenbank zugreift.

2. Zuständigkeitsmängel hindern die Unterbre-

chungswirkung einer Ermittlungsmaßnahme

nicht. Obdie Finanzbehörde,welche dieMaßnah-

me durchgeführt hat, örtlich zuständig war, hat

keinen Einfluss auf die Wirksamkeit der Maßnah-

meinBezugaufdieVerjährungsunterbrechung.

BFH, Beschluss vom 21.12.2021 – VII R 21/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-788-2

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Erbschaftsbesteuerung des Privatver-

mögens – Verstoß gegen das Sozialstaats-

prinzip und das Beihilfenrecht der Union?

1. NV: Die Erbschaftsbesteuerung des Privatver-

mögens ist nicht deshalb verfassungswidrig,

weil in demselben Zeitraum eine erbschaftsteu-

errechtliche Überbegünstigung des Betriebsver-

mögens zu verzeichnen wäre.

2. NV: Selbst wenn die begünstigte Besteuerung

des Betriebsvermögens nach dem Recht der EU

eine rechtswidrige staatliche Beihilfe darstellen

sollte, berührte dies nicht die nationale Besteue-

rung des erbschaftsteuerlichen Erwerbs von Pri-

vatvermögen.

3. NV: Sieht das FG von einer Vorlage an das

BVerfG ab, liegt darin kein Verfahrensmangel

i. S. des § 115 Abs. 2 Nr. 3 FGO. Die Verfassungs-

mäßigkeit von Gesetzen ist eine materiell-recht-

liche und keine verfahrensrechtliche Frage.

4. NV: Das FG ist als erstinstanzliches Gericht nur

berechtigt, nicht aber verpflichtet, eine Vorab-

entscheidung des EuGH einzuholen.

BFH, Beschluss vom 17.1.2022 – II B 49/21
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-788-3

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Vermögensübergabe gegen Versor-

gungsleistungen im Anwendungsbereich

des § 23 HO – RhPf

1. Versorgungsleistungen können – unter be-

stimmten weiteren Voraussetzungen – auch

dann abziehbar sein, wenn der Erblasser sie dem

Vermögensübernehmer in einer letztwilligen

Verfügung auferlegt hat. Sind in der letztwilligen

Verfügung keine Versorgungsleistungen be-

zeichnet, wird dies im Anwendungsbereich des

§ 23 HO – RhPf auch mit ertragsteuerrechtlicher

Wirkung durch den aus dieser Norm folgenden

gesetzlichen Anspruch auf Versorgungsleis-

tungen ersetzt.

2. Eine die Höhe der Versorgungsleistungen

konkretisierende nachträgliche vertragliche Ver-

einbarung zwischen den Erben oder sonstigen

Begünstigten muss den Vorgaben des § 23

Abs. 3 HO – RhPf entsprechen, wenn die Leis-

tungen als Sonderausgaben abziehbar sein sol-

len. Falls die Parteien Leistungen in einer Höhe

vereinbaren wollen, die nicht aus § 23 HO –

RhPf abgeleitet werden könnte, müssen sie

dies bereits im Übergabevertrag oder in der

letztwilligen Verfügung regeln, wenn sie die

einkommensteuerrechtliche Anerkennung errei-

chen wollen.

3. Beruhen der Vermögensübergang und die

Verpflichtung zur Erbringung von Versorgungs-

leistungen auf einer letztwilligen Verfügung,

kommt es für die Anwendung der Übergangsre-

gelung des § 52 Abs. 23g EStG nicht auf den

Zeitpunkt der Errichtung der letztwilligen Verfü-

gung, sondern auf den des Erbfalls an.

BFH, Urteil vom 16.6.2021 – X R 4/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-788-4

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Versagung des Vorsteuerabzugs aus

Altgoldlieferungen; Anforderungen an das

„Wissenmüssen“ des Steuerpflichtigen von

einem fremden „Mehrwertsteuerbetrug“

1. NV: Welche Maßnahmen von einem Steuer-

pflichtigen vernünftigerweise verlangt werden

können, um eine eigene Beteiligung an einem

fremden Mehrwertsteuerbetrug zu verhindern,

hängt wesentlich von den jeweiligen Umstän-

den ab, die nach den Beweisregeln des nationa-
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